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Stadt & Land: Gleichwertige Lebensverhältnisse unter Ausgestaltung nachhaltiger 
Raumbeziehungen  
Die Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse ist im Grundgesetz verankert und wird bisher 
primär aus sozioökonomischer Sicht bewertet. Allerdings spielt die Umwelt eine große Rolle für 
das menschliche Wohlbefinden. Zum Beispiel durch den Zugang zu und die Verfügbarkeit von 
Freiflächen und das Vorhandensein von grün-blauen Infrastrukturen sowie die Qualität von 
Boden, Luft und Wasser. Die Disparitäten zwischen städtischen und ländlichen Räumen sind 
erheblich und die Diskussion um Gleichwertigkeit wird in Bezug auf die Umwelt oft 
vernachlässigt.	

Das Vorhaben „Stadt und Land“ hat acht Umweltziele für eine gute Umweltqualität zur 
Gewährleistung gleichwertiger Lebensverhältnisse sowie ein Set von 16 möglichen Indikatoren 
erarbeitet. Durch die Operationalisierung sollen Unterschiede dargestellt und bewertet werden 
können.  Das Projekt formulierte darüber hinaus Empfehlungen für die Raumordnung und 
Regionalentwicklung, die durch ihre integrierte Sichtweise auf gleichwertige Lebensverhältnisse 
- insbesondere auch aus Umweltsicht - hinwirken und nachhaltige räumliche Beziehungen
stärken sollen. So empfiehlt der vorliegende Bericht die Fortschreibung und Erweiterung des
Plans für Deutschland um ein Handlungsfeld „Natürliche Lebensgrundlagen“, den Aufbau eines
kartenbasierten Monitoringsystems einschließlich der Bereitstellung entsprechender
Kapazitäten zu dessen Aufbau und Pflege.

City & Country: Equivalent living conditions and sustainable spatial relationships 
The establishment of equivalent living conditions is anchored in the German constitution and is 
currently evaluated primarily from a socio-economic perspective. However, it is important to 
consider the role of the environment in human well-being, including access to open space, the 
availability of green and blue infrastructure, and the quality of soil, air, and water. Considerable 
disparities exist between urban and rural areas, and the debate on equivalence often excludes 
environmental aspects. 

The "Stadt & Land" project developed eight environmental goals to ensure environmental 
quality and equivalent living conditions, as well as a set of 16 possible indicators. The 
operationalisation aims to measure and evaluate spatial differences.  The project also proposed 
recommendations for spatial planning and regional development, which, through their 
integrated approach should work toward equivalent living conditions - especially from an 
environmental perspective – and strengthen sustainable spatial relations. This report 
recommends updating the "Plan für Deutschland" (the plan for Germany), incorporating a 
thematic focus on "natural resources" and the development of a map-based monitoring system, 
including the provision of appropriate capacities for its development and maintenance. 
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Abbildung 84: Nitrat im Grundwasser. Einhaltung des Schwellenwertes von 50mg/l im 
Grundwasserleiter 

 
Quelle: eigene Darstellung, Professor Hellriegel Institut e.V., 2021 
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Abbildung 85: Nitrat im Grundwasser. Prozentualer Flächenanteil von Grundwasserleitern mit 
Schwellenwert < 50mg/l Nitrat an der Kreisfläche. Datenklassifizierungsmethode 
„Manuell“ 

 
Quelle: eigene Darstellung, Professor Hellriegel Institut e.V., 2021 
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Abbildung 86: Erreichbarkeit von Haltestellen des öffentlichen Verkehrs mit unterschiedlichen 
Abfahrten (BBSR, 2021) 

 
Quelle: eigene Darstellung, Professor Hellriegel Institut e.V., 2024 
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Abbildung 87 Anteil der Bevölkerung, die in max. 600m bzw. bei Bahnhöfen 1.200m 
Luftlinienentfernung um eine Haltestelle wohnt, die an 20 Werktagen angefahren 
wird. Datenklassifizierungsmethode „Natürliche Unterbrechungen (Jenks)“ 

 
Quelle: eigene Darstellung, Professor Hellriegel Institut e.V., 2024 
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Abbildung 88: Lichtbelastung künstlicher Beleuchtung in Deutschland nach siedlungsstrukturellen 
Kreistypen 

 
Quelle: eigene Darstellung, Professor Hellriegel Institut e.V., 2024 
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Abbildung 89: Lichtbelastung in Deutschland nach siedlungsstrukturellen Kreistypen. 
Datenklassifikation nach Falchi et al. (2016) 

 
 Quelle: eigene Darstellung, Professor Hellriegel Institut e.V., 2021 
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Abbildung 91: Definierte „Ruhige Gebiete“ nach der Fachbroschüre „Ruhige Gebiete - Eine 
Fachbroschüre für die Lärmaktionsplanung“ (UBA, 2018) und lärmkartierte 
Bereiche nach EU-Umgebungslärmrichtlinie 

 
Quelle: eigene Darstellung, Professor Hellriegel Institut e.V., 2021 





TEXTE Stadt & Land: Gleichwertige Lebensverhältnisse unter Ausgestaltung nachhaltiger Raumbeziehungen  –  Abschlussbericht 

279 

 

A Übersicht aller untersuchten Förderprogramme des Gesamtdeutschen Fördersystems (GDF) hinsichtlich eines Raum- 
bzw. Umweltbezuges sowie Betrachtung weiterer korrespondierender Förderprogramme 

  

Programm Programmteil Kurzbeschreibung Quelle GDF Zeit/Stand  Raumbezug Umweltbezug 
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Gemein-
schafts-
aufgabe 
„Verbess-
erung der 
regionalen 
Wirtschafts-
struktur“ 
(GRW) 

 Instrument der regionalen 
Wirtschaftsförderung in 
strukturschwachen 
Regionen. Ziel ist es, 
Standortnachteile bei 
Investitionen im Sinne 
„gleichwertiger 
Lebensverhältnisse“ 
auszugleichen und Anreize 
zur Schaffung von 
Einkommen und 
Beschäftigung zu setzen 
  

BMWi (2020) – 
Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie:  
Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der 
regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ 
(GRW): Evaluierung. 
Online unter: 
https://www.bmwi.de/
Redaktion/DE/Artikel/
Wirtschaft/gemeinschaf
tsaufgabe-
evaluierung.html; 
Zugriff am: 01.12.2021. 

x 2020 
inhaltlich 
weiter-
entwickelt 
 
 

strukturschwache 
Regionen  
 
 

Kein Umweltbezug 

ERP Regional-
förder-
programm  

 Gefördert werden: 
der Erwerb von 
Grundstücken und 
Gebäuden, gewerbliche 
Baukosten, gewerbliche 
Investitionen zur Barriere-
reduzierung, Kauf von 
Maschinen, Anlagen, 
Fahrzeugen, Einrichtungen, 
Betriebs und 
Geschäftsausstattung, 
immaterielle Investitionen 
in Verbindung mit 
Technologietransfer, 

KFW (2021) - 
Kreditanstalt für 
Wiederaufbau: ERP-
Regionalförderprogram
m;  
Für Investitionen in 
deutschen 
Regionalfördergebieten
. Online unter: 
https://www.kfw.de/inl
andsfoerderung/Untern
ehmen/Erweitern-und-
Festigen/F%C3%B6rder
produkte/ERP-

x Antragsphase 
 

Regionalförder-
gebiete, dazu zählen 
alle Standorte in den 
neuen Ländern und 
Berlin sowie die 
ausgewiesenen 
Regionalfördergebiet
e in den alten 
Ländern 
 

Potenzial für stärkeren 
Umweltbezug 

https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Artikel/Wirtschaft/gemeinschaftsaufgabe-evaluierung.html
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Artikel/Wirtschaft/gemeinschaftsaufgabe-evaluierung.html
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Artikel/Wirtschaft/gemeinschaftsaufgabe-evaluierung.html
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Artikel/Wirtschaft/gemeinschaftsaufgabe-evaluierung.html
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Artikel/Wirtschaft/gemeinschaftsaufgabe-evaluierung.html
https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/Unternehmen/Erweitern-und-Festigen/F%C3%B6rderprodukte/ERP-Regionalf%C3%B6rderprogramm-(062-072)/
https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/Unternehmen/Erweitern-und-Festigen/F%C3%B6rderprodukte/ERP-Regionalf%C3%B6rderprogramm-(062-072)/
https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/Unternehmen/Erweitern-und-Festigen/F%C3%B6rderprodukte/ERP-Regionalf%C3%B6rderprogramm-(062-072)/
https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/Unternehmen/Erweitern-und-Festigen/F%C3%B6rderprodukte/ERP-Regionalf%C3%B6rderprogramm-(062-072)/
https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/Unternehmen/Erweitern-und-Festigen/F%C3%B6rderprodukte/ERP-Regionalf%C3%B6rderprogramm-(062-072)/
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B Steckbriefe: Beispiele für innovative Ansätze der nachhaltigen 
Regionalentwicklung 

B.1 Landesraumordnungsprogramm Niedersachsen 

Basisdaten 

Region Land Niedersachsen mit 37 Landkreisen (einschließlich Region Hannover) 
und 8 kreisfreien Städten 

Zeitpunkt des Inkrafttretens 2017 

Formell/informell Formell ✓ 

Schwerpunkt Integrierter Landesraumordnungsplan 

Interviewpartnerinnen* 
Interviewpartner 

Hildegard Zeck, Abteilungsleiterin für Raumordnung, Landesentwicklung 
und Förderung des Niedersächsischen Ministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
Stefan Löb, Referatsleiter für Raumordnung und Landesplanung des 
Niedersächsischen Ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz 

Besonderheiten & Innovationen 

Im Bundesland Niedersachsen besteht die Besonderheit, dass die Regionalplanung auf Ebene der Landkreise 
erfolgt, diese aber teilweise keine Regionalpläne erstellen. Daher nimmt die Landesplanung in Niedersachsen in 
gewisser Weise eine Sonderfunktion ein: Gerade im Umweltbereich ist in der Regel viel mit kommunalen 
Widerständen und Konflikten zu rechnen. Um trotz der teilweise fehlenden Regionalpläne eine Handhabe 
gegen diese Konflikte zu haben, ist das Landesraumordnungsprogramm sehr viel ausführlicher und 
detailreicher als die Landesraumordnungspläne anderer Landesplanungen. Diese ungewöhnlich konkreten 
Festlegungen zu Umweltzielen auf Landesebene können durchaus als Innovationspotenzial angesehen werden.  
Nachhaltigkeit wird zu einem immer wichtigeren Thema in Niedersachsen. Zusätzlich zum klassischen Dreiklang 
ökologischer, ökonomischer und sozialer Nachhaltigkeit gewinnen insbesondere die Punkte Klimaschutz, -
anpassung und Risiken zunehmend an Bedeutung. Vor dem Hintergrund des Klimawandels ist außerdem die 
Dringlichkeit des Handels und der Umsetzung gestiegen. Auch das Thema Stadt und Land spielt in 
Niedersachsen eine große Rolle. Ländliche Räume sollen nicht nur die ökologische Ausgleichsfunktion für die 
Stadt übernehmen, sondern auch die Möglichkeit haben, eigene räumliche bzw. städtebauliche Entwicklungen 
voranzutreiben. 
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B.2 Regionalplan Rhein-Neckar 

Basisdaten 

Region 8 kreisfreie Städte und 7 Landkreise 
Teilraum Baden-Württemberg: kreisfreie Städte Heidelberg, Mannheim, 
Rhein-Neckar-Kreis sowie Neckar-Odenwald-Kreis; 
Teilraum Hessen: Kreis Bergstraße 
Teilraum Rheinland-Pfalz: kreisfreie Städte Frankenthal (Pfalz), Landau in 
der Pfalz, Ludwigshafen am Rhein, Neustadt an der Weinstraße, Speyer und 
Worms sowie die Landkreise Bad Dürkheim, Germersheim, Rhein-Pfalz-
Kreis und Südliche Weinstraße 

Zeitpunkt des Inkrafttretens 2014 

Formell/informell Formell ✓ 

Schwerpunkt Länderübergreifender integrierter Regionalplan 

Interviewpartnerinnen* 
Interviewpartner 

Andreas Lersch, Referent für Umwelt und Freiraumplanung und Dr. Claus 
Peinemann, Regionalreferent, Teilraum Hessen des Verbands Region Rhein-
Neckar 
Axel Finger, Referent für Energie und Umwelt und Lutz Lindner, Referent 
für Mobilität und Verkehr des Verbands Region Rhein-Neckar 

Besonderheiten & Innovationen 

Der Regionalplan des Verbandes Region Rhein-Neckar umfasst die Metropolregion Rhein-Neckar, welche im 
Schnittpunkt der drei Bundesländer Baden-Württemberg, Hessen und Rheinland-Pfalz liegt. Die Region soll 
sowohl nach außen als auch nach innen als zusammenhängender Lebens- und Wirtschaftsraum gestaltet 
werden, wobei sich die Teilräume des Kernraums, verdichteten Raums und ländlichen Raums gegenseitig 
ergänzen, ausgleichen und gemeinsam zu einer nachhaltigen Entwicklung der Gesamtregion beitragen.  
Bei diesem Plan ist als innovativ herauszustellen, dass sämtliche Strategien des Regionalplans 
länderübergreifend für die Verbandsgebietsteile der drei Bundesländer Baden-Württemberg, Hessen und 
Rheinland-Pfalz Anwendung finden, darunter die regionale Raum- und Siedlungsstruktur, die regionale 
Freiraumstruktur und der Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen mit dem Klimaschutz und vorbeugendem 
Hochwasserschutz sowie die regionale Infrastruktur mit integrierter Gesamtverkehrskonzeption. 
Ein sehr wichtiges Thema für die Region Rhein-Neckar ist die nachhaltige Raumentwicklung. In diesem 
Zusammenhang wird auch die Umsetzung der 17 Sustainable Development Goals angestrebt. Auch dabei ist es 
eine besondere Herausforderung, die unterschiedlichen Vorgaben aller drei Bundesländer 
zusammenzubringen. 
Da der Regionalplan in seiner Art neu ist, findet kein Vergleich zu einem vorigen Planwerk statt. 
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Erholungsvoraussetzungen sichern und verbessern: ✓ In allen Teilräumen der 
Bundesrepublik sollen in ausreichendem Maße Grün- und Freiflächen für die 
wohnungsnahe Freizeit- und Wochenenderholung der Bevölkerung zur Verfügung 
stehen. 

Mit Zielen und Grundsätzen zur regionalen Freiraumstruktur und dem Schutz der natürlichen 
Lebensgrundlagen, insbesondere mit Tourismus und Erholung ist die Sicherung der 
Erholungsvoraussetzungen beachtet. 
Diese Räume für den Tourismus und die regionale Naherholung sind in den Beikarten des 
Regionalplans abgegrenzt. Sie sind durch rechtliche Vorgaben wie die 
Landschaftsschutzgebiete, in diesem Fall die Sicherung landschaftsgebundener Erholung 
entstanden. 
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B.3 Regionalplan Oberes Elbtal/Osterzgebirge 

Basisdaten 

Region Kreisfreie Stadt Dresden; Landkreise Meißen und Sächsische Schweiz-
Osterzgebirge 

Zeitpunkt des Inkrafttretens 2020 

Formell/informell Formell ✓ 

Schwerpunkt Integrierter Regionalplan 

Interviewpartnerinnen* 
Interviewpartner 

Peter Seifert, Referent für Verkehr, technische Infrastruktur, vorbeugenden 
Hochwasserschutz und technischen Umweltschutz des Regionalen 
Planungsverbands Oberes Elbtal/Osterzgebirge 
Barbara Mayr-Bednarz, Referentin für Regionalentwicklung im Referat 
Landes- und Regionalplanung im Sächsischen Staatsministerium für 
Regionalentwicklung 

Besonderheiten & Innovationen 

Das Hauptziel des Regionalplans ist die nachhaltige Regionalentwicklung, in dem sich die räumlich 
differenzierten Leistungspotenziale der Region wirtschaftlich entfalten, gleichwertige Lebensbedingungen 
geschaffen werden und die Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen stattfindet. Die Region soll ein 
attraktiver und hochwertiger Lebens-, Wirtschafts- und Kulturraum an der Grenze zu Tschechien werden. Als 
Grundlage unterstützt eine breit gefächerte Wirtschaftsstruktur, eine in allen Teilen der Region qualitätsvolle 
und bedarfsgerechte Infrastruktur und einer intakten Umwelt mit Ihrer Einzigartigkeit und vielfältigen 
Kulturlandschaft. Auch die an die Folgen des Klimawandels angepasste Flächen- und Landnutzung und das 
Siedlungsklima mit Berücksichtigung der Frisch- und Kaltluftentstehungsgebiete und -bahnen ist von großer 
Bedeutung.  
Besonders hervorzuheben ist die umfassende Integration von Hochwasserschutz in vielen Teilen des Plans. 
Innovativ ist daran, dass zwischen zwei Vorrang- und Vorbehaltsgebietskategorien unterschieden wird, wie in 
sonst keinem Plan. Dabei handelt es sich einerseits um die Gebiete für vorbeugenden Hochwasserschutz, 
welches als bisher einmaliges Merkmal auf die Anpassung von Nutzungen eingeht und andererseits um Gebiete 
für Hochwasserrückhaltebecken, die Maßnahmen des technischen Hochwasserschutzes beinhalten. Bei den 
Gebieten des vorbeugenden Hochwasserschutzes wird der Fokus u. a. auf den Rückhalt, aber auch auf die 
Herstellung des Abflusses gelegt. Letzteres zeigt, dass sich intensiv mit dem Abflussgeschehen im 
Hochwasserfall beschäftigt wird, womit ein wichtiger Schritt zur Einbeziehung von Gefährdungsintensitäten 
gemacht wird. 
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Erholungsvoraussetzungen sichern und verbessern: ✓ In allen Teilräumen der 
Bundesrepublik sollen in ausreichendem Maße Grün- und Freiflächen für die 
wohnungsnahe Freizeit- und Wochenenderholung der Bevölkerung zur Verfügung 
stehen. 

Mit den Inhalten zu regionalen Grünzügen und Grünzäsuren, Tourismus und Erholung und 
Naherholungsräumen und naturgebundener Erholung ist die Sicherung der 
Erholungsvoraussetzungen integriert.  
 
Vergleich mit Vorgänger-Planwerk: 🗶 Die textlich festgehaltenen Ziele und Grundsätze auf 
qualitativer Ebene im Regionalplan 2009 und 2020 zu regionalen Grünzügen und –zäsuren, 
Waldschutz sowie zu Tourismus und Erholung sind identisch. Auf quantitativer Ebene lässt sich 
eine leichte Verkleinerung des räumlichen Umgriffs regionaler Grünzüge feststellen, da durch 
die neu eingeführte Mindestgroße von 10 ha einige Gebiete ausscheiden. Auch durch das 
Wegfallen der Karte zu bereits vorhandenem Tourismus/Eignung oder Ansätzen für eine 
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B.4 Agglomerationskonzept Köln/Bonn 

Basisdaten 

Region 3 Stadtkreise, 5 Landkreise 

Zeitpunkt des Inkrafttretens 2020 

Formell/informell Informell ✓ 

Schwerpunkt Lösungsansätze zur Sicherung von Standortqualitäten 

Interviewpartnerinnen* 
Interviewpartner 

Christoph Hölzer, Projektmanagement Agglomerationskonzept/-Programm 
im Arbeitsbereich integrierte Raumentwicklung des Region Köln/Bonn e.V. 
Joris Allofs, Projektmanagement Energie und Klima sowie COMPASS 
Fördermittelmanagement des Region Köln/Bonn e.V. 

Besonderheiten & Innovationen 

Bei dem Agglomerationskonzept Köln/Bonn handelt es sich um ein perspektivisches, regionales und informelles 
Fachkonzept aus dem Jahr 2020. Es umfasst die Stadtkreise Köln, Bonn und Leverkusen sowie den Rhein-Kreis 
Neuss, Rhein-Erft-Kreis, Rheinisch-Bergischer-Kreis, Oberbergischer Kreis und Rhein-Sieg-Kreis. Da die 
Entwicklung der Region „wie bisher“ aufgrund der gegebenen und prognostizierten Dynamik und zunehmender 
Nutzungskonflikte an ihre Grenzen stößt, müssen neue Lösungsansätze gefunden werden, um die 
Standortqualitäten der Region zu sichern und eine weitere zukunftsfähige Entwicklung zu ermöglichen. Dafür 
beinhaltet das Konzept ein Strukturbild für die räumliche Entwicklung der Region Köln/Bonn mit dem 
Zeithorizont 2040+, welches die Teilstrategien Siedlung, Wirtschaft, Freiraum und Landschaft, Umweltverbund, 
MIV und Wirtschaftsverkehr und die polyzentrische Entwicklung aufgreift. 
Besonders und innovativ am Agglomerationskonzept ist der Entstehungsprozess. Die Herangehensweise war 
sehr diskursiv: Es wurde in einem breiten und intensiven Planungs- und Beteiligungsprozess über drei Jahre 
erarbeitet. Dabei haben zahlreiche regionale und externe Fachexpertinnen*Fachexperten und die breite 
Fachöffentlichkeit aus Verwaltungen und Institutionen bei Workshops und Veranstaltungen des Projektteams 
und der Partnerinnen*Partner mitgewirkt. Es hat im Prozess der Erstellung dieses Konzepts eine intensive 
Auseinandersetzung mit verschiedenen Entwicklungsszenarien und alternativen Zukunftsvisionen sowie mit 
Klimaanpassungsrelevanten Themen stattgefunden. Des Weiteren folgt dem Konzept eine Überleitung in das 
nachgeschaltete Agglomerationsprogramm, welches weitere Konkretisierungen in Form von Projekten und die 
Überführung in Förderanträge als weiterer wichtiger Baustein für eine ausbalancierte Raumentwicklung 
vornimmt. 
Inzwischen gibt es in der Region Köln/Bonn eine sehr gute Kooperationskultur zwischen den Kommunen. Die 
Zusammenarbeit konnte bereits in der Regionale 2010 erprobt und gelernt werden und wächst zunehmend. 
Da das Konzept in seiner Art neu ist, findet kein Vergleich zu einem vorigen Konzept statt. 
Interessant für die Erreichung der Umweltziele ist außerdem das Prinzip der „dreifachen Innenentwicklung“. 
Dieses integrierte Entwicklungsprinzip für die Bestandsentwicklung und Flächenneuausweisung soll urbane 
Siedlungsstrukturen schaffen, die flächensparend, attraktiv und klimaresilient sind. Dafür sollen die 
Bebauungsdichte und Nutzungsvielfalt und gleichzeitig die Quantität und Qualität des Freiraums erhöht 
werden und zusätzliche das Mobilitätsangebot multimodal und klimagerecht optimiert werden. Auf diese 
Weise werden viele der definierten Umweltziele gleichzeitig adressiert und integriert.  
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Bundesrepublik sollen in ausreichendem Maße Grün- und Freiflächen für die 
wohnungsnahe Freizeit- und Wochenenderholung der Bevölkerung zur Verfügung 
stehen. 

Die Sicherung der Erholungsvoraussetzungen wird im Zuge der Teilstrategie zu Freiraum und 
Landschaft aufgegriffen. Die Sicherung und Vernetzung der regionalen Landschafts- und 
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B.5 Stadt-Umland-Konzept Heide 

Basisdaten 

Region Stadt Heide und 11 Kommunen im Umland im Kreis Dithmarschen 

Zeitpunkt des Inkrafttretens 2020 

Formell/informell Informell ✓ 

Schwerpunkt Interkommunale Kooperation im Bereich Flächenentwicklung 

Interviewpartnerinnen* 
Interviewpartner 

Uwe Mantik, Projektleiter der Fortschreibung des Stadt-Umland-Konzepts 
Heide durch cima  
Jannik Schwender, Regionalmanager der Entwicklungsagentur Heide 

Besonderheiten & Innovationen 

Die erste Fortschreibung des Stadt-Umland-Konzeptes der Region Heide-Umland aus dem Jahr 2020 umfasst im 
Kreis Dithmarschen die Kommunen Heide, Hemmingstedt, Lieth, Lohe-Rickelshof, Neuenkirchen, 
Norderwöhrden, Nordhasstedt, Ostrohe, Stelle-Wittenwurth, Weddingstedt, Wesseln und Wöhrden. Durch 
demografische Herausforderungen wie dem Rückgang der Bevölkerung und Alterung werden neue 
Entwicklungsstrategien notwendig. In der Region steht nicht mehr das Wachstum, sondern die Qualität der 
Lebensverhältnisse im Zentrum der Politik. Im Mittelpunkt der interkommunalen Zusammenarbeit steht die 
Weiterentwicklung des nachhaltigen Gewerbe-Clusters der „Energieregion Heide“ mit Schnittstellen zu 
verschiedenen Branchen. Weitere Schwerpunkte des Stadt-Umland-Konzeptes sind die Stärkung und Sicherung 
dörflicher Strukturen sowie die Steigerung der Attraktivität Heides als urbanes Mittelzentrum. 
Die Ermächtigungsgrundlage für das Stadt-Umland-Konzept bildet der Landesentwicklungsplan Schleswig-
Holstein (siehe LEP Schleswig-Holstein), welcher die freiwillige interkommunale Abstimmung einer 
bedarfsgerechten Flächenentwicklung für Stadt- und Umlandbereiche festsetzt. Zudem werden 
Vorbehaltsgebiete zu Stadt- und Umlandbereichen im ländlichen Raum festgelegt. Das Stadt-Umland-Konzept 
thematisiert die verschiedenen Handlungsfelder sehr ausführlich. Dadurch werden beispielsweise detaillierte 
quantitative Aussagen zur Bevölkerungsentwicklung und zum Flächen- und Wohnungsbaukontingent jeder 
einzelnen Gemeinde getroffen. Besonders hervorzuheben ist dabei die intensive Zusammenarbeit der 
Kommunen, die auf einem langjährigen Vertrauensaufbau und der Unterstützung durch die 
Entwicklungsagentur als Schlüsselakteur vor Ort beruht und dadurch die erfolgreiche Erarbeitung und 
Umsetzung des Stadt-Umland-Konzepts ermöglicht.  
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Erholungsvoraussetzungen sichern und verbessern: ✓ In allen Teilräumen der 
Bundesrepublik sollen in ausreichendem Maße Grün- und Freiflächen für die 
wohnungsnahe Freizeit- und Wochenenderholung der Bevölkerung zur Verfügung 
stehen. 

Das Thema Grüne Infrastruktur stand auf der örtlichen politischen Agenda weniger im Fokus, 
wurde jedoch von der Entwicklungsagentur erfolgreich zum Leben erweckt, indem Mehrwerte 
für die Akteure aufgezeigt wurden. Mit dem Zielkonzept Natur, Landschaft und Erholung, das 
die Aufwertung von Teilräumen für die landschaftsbezogene Erholung, für Tourismusangebote 
und Naturschutz fördert, wird die Sicherung der Erholungsvoraussetzungen im Stadt-Umland-
Konzept beachtet. Dabei liegt der Schwerpunkt vor allem auf der Naherholung.  
 
Vergleich mit Vorgänger-Planwerk: 🗶 Das SUK 2012 und die Fortschreibung von 2020 treffen 
zum Thema Grüne Infrastruktur gleiche Aussagen mit der gleichen Reichweite. 
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B.6 Kantonaler Richtplan Basel-Landschaft 

Basisdaten 

Region Kanton Basel-Landschaft 

Zeitpunkt des Inkrafttretens 2020 

Formell/informell Formell ✓ 

Schwerpunkt Integrierter Raumordnungsplan 

Interviewpartnerinnen* 
Interviewpartner 

Thomas Waltert und Martin Huber, Amtsleitung des Amtes für 
Raumplanung im Kanton Basel-Landschaft 
Regula Waldner, Präsidentin der kantonalen Natur- und 
Landschaftskommission  

Besonderheiten & Innovationen 

Der Kantonale Richtplan Basel-Landschaft aus dem Jahr 2020 gehört zum größten Teil zur Agglomeration Basel 
und schafft die Grundlagen für die räumliche Entwicklung des Kantons, einen klaren Orientierungsrahmen für 
raumwirksame Vorhaben und sorgt für die Sicherung von Räumen sowie eine nachhaltige Entwicklung. Dabei 
trägt die Raumplanung zur Interessenabwägung und Lösung von Nutzungskonflikten zwischen den vielfältigen 
Themen im Bereich Wohnen, Arbeiten, Erholung, Mobilität, Landwirtschaft und Landschaft im Kanton bei. Ein 
Kantonaler Richtplan ist vergleichbar mit dem deutschen Regionalplan, daher gibt es auch hier klar abgesteckte 
Kapitel zu den verschiedenen Handlungsfeldern. 
Auffällig beim Richtplan ist die Beschäftigung mit Siedlungstrenngürteln zur großräumigen Gliederung der 
Siedlungsgebiete. Durch oftmals geschlossene Siedlungsbänder entstehen eine Erschwerung des 
Luftaustauschs und damit eine Verschlechterung des Lokalklimas besonders im Hinblick auf Hitze und Schwüle. 
Dadurch werden Freiräume für die Naherholung und zur Vernetzung für Tiere und Pflanzen geschaffen sowie 
zur ökologischen Aufwertung beigetragen. Außerdem geht der Plan sowohl auf die Hochwasserschutzfunktion 
im Rahmen der Fließgewässer als auch auf weitere Naturgefahren ein, was durchaus als innovativ bezeichnet 
werden kann. 
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Erholungsvoraussetzungen sichern und verbessern: ✓ In allen Teilräumen der 
Bundesrepublik sollen in ausreichendem Maße Grün- und Freiflächen für die 
wohnungsnahe Freizeit- und Wochenenderholung der Bevölkerung zur Verfügung 
stehen. 

Mit Inhalten zu Natur- und Landschaftsschutz, Freizeit, Erholung und Sport und Naturerfahrung 
im Rahmen der Aufwertung der Fließgewässer werden Erholungsvoraussetzungen gesichert. 
Die Festsetzungen sind jedoch eher oberflächlicher Natur und bedürften einer Detaillierung auf 
den nachgeordneten räumlichen Ebenen. 
 
Vergleich mit Vorgänger-Planwerk: 🗶 Die textlich festgehaltenen Ziele und Grundsätze in den 
kantonalen Richtplänen von 2010 und 2020 zur Sicherung der Erholungsvoraussetzungen sind 
sowohl auf qualitativer als auch auf quantitativer Ebene identisch. 
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Energiegerechtigkeit herstellen: ✓ Vorteile und Lasten der Energiegewinnung 
und -nutzung sollen zwischen allen Teilräumen der Bundesrepublik gerecht 
verteilt sein. 

Mit Themen der Energie und der verstärkten Nutzung erneuerbarer Energien sowie 
zeichnerisch festgehaltenen Potenzialgebieten für Windparks wird die Energiegerechtigkeit 
einbezogen. Diese Festsetzungen fußen auf gesetzlichen Grundlagen, nach denen in der 
Schweiz geeignete Räume für erneuerbare Energien in kantonale Richtpläne eingebracht 
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B.7 Stadtentwicklungsplan Stadt Wien 

Basisdaten 

Region Stadt Wien 

Zeitpunkt des Inkrafttretens 2014 

Formell/informell Informell ✓ 

Schwerpunkt Soziale, technische und ökologische Anforderungen in der wachsenden 
Metropolregion 

Interviewpartnerinnen* 
Interviewpartner 

Andreas Trisko, Leiter der Magistratsabteilung für Stadtplanung und 
Stadtentwicklung der Stadt Wien 
Pia Hlava, Referatsleiterin für Stadt und Regionalentwicklung der Stadt 
Wien 

Besonderheiten & Innovationen 

Der Stadtentwicklungsplan der Stadt Wien aus dem Jahr 2014 (STEP 2014) beschäftigt sich mit den sozialen, 
technischen und ökologischen Anforderungen der rapide wachsenden Metropolregion. Die Ziele für die 
Entwicklung der Stadt Wien umfassen die lebenswerte Stadt, robuste Infrastrukturen als öffentliche 
Verantwortung, die lernende Stadt als Stadt in Entwicklung und die Stadt der Möglichkeiten und Prosperität. 
Dabei spielen sowohl die Umwelt mit ihren Freiräumen als auch die Versorgung, der Verkehr sowie die 
Kooperation eine große Rolle.  
Als innovativ an diesem Plan lässt sich herausstellen, dass jedes Handlungsfeld mit vielen anderen verflochten 
ist und somit ein in sich integrierter Plan entsteht. Zudem weist der Stadtentwicklungsplan Wien im Gegensatz 
zu den meisten anderen Plänen dezidierte Aussagen zur Digitalisierung auf, indem er den Smart City Ansatz in 
verschiedenen Thematiken aufnimmt und Innovationen für die Stadt erreichen möchte. Zudem ist die Thematik 
der Klimawandelanpassung, der Idee Stadtgrün statt Klimaanlage, des Wärmeinselkatasters und des 
Regenwassermanagements positiv hervorzuheben. 
Die Thematik der nachhaltigen Entwicklung spielt eine wichtige Rolle im STEP Wien, dabei sind, wie bereits 
erwähnt, Digitalisierung und Innovation in den letzten Jahren noch weiter in den Fokus gerückt. Die Hauptziele 
des Plans sind es die Klimaziele zu erreichen, die Stadt grün und durchmischt zu halten sowie den Verkehr zu 
reduzieren. 
Da der STEP 2005 bereits viele gute Ziele und Inhalte zu den verschiedenen Umweltzielen enthält, sind oft 
keine Veränderungen im Vergleich zum aktuellen Plan aus 2014 festzustellen. 
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Erholungsvoraussetzungen sichern und verbessern: ✓ In allen Teilräumen der 
Bundesrepublik sollen in ausreichendem Maße Grün- und Freiflächen für die 
wohnungsnahe Freizeit- und Wochenenderholung der Bevölkerung zur Verfügung 
stehen. 

Durch die Vernetzung der Stadt Wien mit ihren Grün- und Freiraumnetzen, der hohen 
Freiraumqualität, dem attraktiven Grün- und Freiflächenangebot und Naherholungsräumen 
wird die Sicherung von Erholungsvoraussetzungen beachtet. 
Eine in dieser Thematik fest verankerte Zielsetzung ist es langfristig 50% des Grünraums in 
Wien zu erhalten. Das starke Wachstum der Stadt soll kompakt und urban gehalten werden, 
damit diese Grünräume erhalten bleiben. Es konnten in den letzten Jahren sogar neue 
Grünräume dazugewonnen werden. 
 
Vergleich mit Vorgänger-Planwerk: 🗶 Sowohl auf qualitativer als auch auf quantitativer Ebene 
setzen die Stadtentwicklungspläne 2005 und 2014 in Bezug auf die Sicherung der 
Erholungsvoraussetzungen viele Ziele, die sich sehr ähnlich sind. Somit liegt keine 
erwähnenswerte Veränderung vor. 
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C Recht und Gerechtigkeit bei der Ausgestaltung nachhaltiger 
Raumbeziehungen 

PROF.	DR.	WOLFANG	KÖCK	

Hinsichtlich bestehender Hemmnisse und Erfolgsfaktoren bei einer Ausgestaltung nachhaltiger 
Raumbeziehungen durch Raumplanung und Regionalentwicklung ist angesichts der 
angestrebten gleichwertigen Lebensverhältnisse die Frage von Bedeutung, wann 
Raumbeziehungen zwischen Stadt und Land als gerecht bezeichnet werden können und 
inwieweit das Recht für gerechte Raumbeziehungen Sorge trägt. Diese Frage soll in vier 
Schritten beantwortet werden. In einem ersten Schritt geht es um das grundlegende Verhältnis 
von Recht und Gerechtigkeit und um verfassungsrechtliche Anforderungen an politische 
Entscheidungen, die Mindestbedingungen für das Gerechtigkeitsanliegen gewährleisten sollen 
(siehe C.1). In einem zweiten Schritt wird der Blick auf das Raumordnungsrecht gerichtet und 
die gleichwertigen Lebensverhältnisse als Leitvorstellung der Raumordnung in die 
wissenschaftliche und politische Debatte der Raumgerechtigkeit eingeordnet (siehe C.2). In 
einem dritten Schritt wird danach gefragt, inwieweit auch die Umweltbedingungen Bestandteil 
der gleichwertigen Lebensverhältnisse sind und wie Umweltgerechtigkeit und 
Raumgerechtigkeit zueinander stehen (siehe C.3). In einem vierten Schritt werden einige 
Überlegungen zu den Erfolgsbedingungen für das Erreichen gleichwertiger Lebensverhältnisse 
angestellt (siehe C.4). In einem Exkurs wird zudem über die Befassung mit der 
Raumgerechtigkeit im Rahmen des Projektes „ReGerecht“ in der BMBF-Fördermaßnahme 
„Stadt-Land-Plus“ informiert und wichtige Schlagwörter bzw. Themen angesprochen. 

Mit der Frage nach dem „richtigen Recht“ hat sich über viele Jahrzehnte die Rechtsphilosophie 
beschäftigt, die u. a. auch die Rechtsethik umfasst und die ethischen Maßstäbe der Gerechtigkeit 
auch für das Rechtssystem und die Rechtsordnung reklamiert. Hier finden sich im 
rechtsethischen Diskurs all die Themen, die auch den allgemeinen Gerechtigkeitsdiskurs prägen, 
bis hin zu spezifischen Themen, wie etwa die Gerechtigkeit staatlicher Strafen. 

Das, was „Recht“ ist, wird allerdings im demokratischen Verfassungsstaat nicht mehr durch 
einen philosophischen Diskurs oder durch einen Diskurs von Rechtsgelehrten bestimmt, 
sondern durch den demokratischen Gesetzgeber in einer Mehrheitsentscheidung in der Form 
des (Parlaments-)Gesetzes. Deshalb sind Recht (Entscheidungen des Gesetzgebers) und 
Gerechtigkeit (ethische Entscheidungsmaßstäbe) nicht zwingend dasselbe.  

C.1 Verfassungsrechtliche Vorgaben für eine „gerechte“ staatliche Gesetzgebung 

Das Verfassungsrecht begrenzt den demokratischen Gesetzgeber bei der Rechtsetzung durch 
formale und auch durch materielle Anforderungen an die Rechtsetzung. In formeller Hinsicht 
enthält die Verfassung Vorgaben für ein faires Entscheidungsverfahren, dass auch der 
Opposition Rechte einräumt, und das insbesondere über das Gesetzesinitiativrecht der 
Regierung die Gewähr für die nötige Sachverhaltsaufklärung bei der Gesetzesvorbereitung 
bietet. Auch in materieller Hinsicht muss ein Gesetz verfassungsrechtlichen 
Mindesterfordernissen genügen, also beispielsweise die Grundrechte einhalten, die kommunale 
Selbstverwaltungsgarantie wahren, das Gebot der Verhältnismäßigkeit bei Eingriffen in 
Grundrechte und das Willkürverbot beachten. Darüber hinaus sind weitere „Materialisierungen“ 
der Verfassung hinzugekommen, insbesondere die Anerkennung eines sozialen 
Existenzminimums und eines Teilhabeanspruchs am sozialen Leben mit Hilfe des Grundsatzes 
der Menschenwürde und des Sozialstaatsprinzips, die Anerkennung eines ökologischen 
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Existenzminimums durch die Aufnahme des Staatsziels Umweltschutz in die Verfassung und die 
Anerkennung räumlicher differenzierter Verantwortlichkeiten, nicht zuletzt auch durch die 
Verteilung von Steuereinnahmen auf Bund, Länder und Gemeinden sowie die Etablierung eines 
Finanzausgleichssystems zwischen den Ländern, das sicherstellen soll, dass die 
Lebensverhältnisse in der Bundesrepublik Deutschland nicht allzu weit auseinanderfallen und 
ein räumlicher Zusammenhalt gewahrt wird.  

Durch die Brille der Gerechtigkeit betrachtet, sichert die Verfassung somit Mindestbedingungen 
eines gerechten Interessenausgleichs sowohl subjektbezogen, beispielsweise in Form von 
Minderheitsschutz und der Bereitstellung von Sozialleistungen, als auch raumbezogen, durch die 
Selbstverwaltungsgarantie, durch die Anerkennung der Staatlichkeit der Bundesländer und 
durch ein System des Finanzausgleichs, das jedenfalls mit Blick auf die öffentlichen Haushalte zu 
gleichwertigen Lebensverhältnissen beitragen soll. Dabei sind nicht zuletzt durch die sog. 
„Materialisierung“ der Verfassung in besonderem Maße Elemente des Gerechtigkeitsanliegens 
aufgegriffen und für Mindestgewährleistungen von Anerkennungsgerechtigkeit (Grundrechte, 
Anerkennung der Schutzbedürftigkeit der Umwelt), Verfahrensgerechtigkeit 
(Gesetzgebungsverfahren, Verfahren für Verwaltungsentscheidungen) und 
Verteilungsgerechtigkeit (Sozialstaatsprinzip; Länderfinanzausgleich, kommunaler 
Finanzausgleich) Sorge getragen worden. 

C.2 Ansatzpunkte für eine räumliche Gerechtigkeit im Raumordnungsgesetz, insbesondere 
die gleichwertigen Lebensverhältnisse als Leitvorstellung der Raumordnung 

„Räumliche Gerechtigkeit“ bzw. „Raumgerechtigkeit“ ist ein sozialwissenschaftlicher Topos, der 
ausgehend von der Beobachtung zunehmender räumlicher Disparitäten, diese mit Hilfe des 
Konzepts der „Peripherisierung“ als sozialräumlichen Prozess bewertet und als 
Gerechtigkeitsproblem thematisiert. Diese Problemkonstituierung hat sich zunächst in der 
Stadtforschung niedergeschlagen, aber mittlerweile auch den Weg in die (überörtliche) 
Raumforschung gefunden und wird in der Entwicklungsforschung seit langem auch unter dem 
Topos der „globalen Gerechtigkeit“ thematisiert.  

Für den Zusammenhang der nachhaltigen Raumbeziehungen ist eine überörtliche Perspektive 
prägend, die in besonderem Maße auf Regionen unterhalb der Staatsebene schaut. Für diese 
räumliche Ebene existiert ein besonderer Rechtsrahmen in Gestalt des Raumordnungsgesetzes 
(ROG), der auf Landesebene durch die Landesplanungsgesetze ergänzt bzw. verändert worden 
ist. Das ROG ist ursprünglich geschaffen worden, um überörtliche und überfachliche 
Anforderungen an den Raum zur Geltung zu bringen und sicherzustellen, dass bestimmte Räume 
für bestimmte Nutzungszwecke gesichert werden können, soweit diese Nutzungszwecke sich als 
überörtliche Interessen von höherem Gewicht legitimieren können (§ 1 I ROG). Über diesen 
planerischen Sicherungszweck hinaus, geht es der Raumordnung aber mittlerweile auch um die 
Raumentwicklung und um gleichwertige Lebensverhältnisse in den Teilräumen (§ 1 II ROG). In 
der Sicherungsdimension geht es um die Reservierung bestimmter Räume für bestimmte 
Nutzungszwecke, in der Entwicklungsdimension und der Gleichwertigkeitsdimension geht es 
letztlich um Versorgungsleistungen für den Raum, die u. a. auch mit öffentlichen Investitionen 
bewirkt werden sollen, auch wenn den Akteuren bewusst ist, dass öffentliche Investitionen 
allein nicht ausreichen werden, wenn Marktsignale gegenläufige Botschaften senden.  

Betrachtet man das Raumordnungsgesetz durch die Brille der Gerechtigkeit, sind verschiedene 
Gerechtigkeitsgehalte zu erkennen: 
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angewiesen. Gegenstände der Zusammenarbeit sind u. a. Verträge zur Realisierung 
raumordnerischer Entwicklungskonzepte, die Erarbeitung regionaler 
Entwicklungskonzepte, der Aufbau interkommunaler Netzwerke und Regionalforen und die 
Etablierung von Raumbeobachtungsstrukturen. Es lässt sich feststellen, dass die 
raumordnerische Zusammenarbeit insgesamt nur schwach verankert ist. Die Strukturen für 
eine Zusammenarbeit sollten gestärkt und Pflichten zur Zusammenarbeit statuiert werden. 
Hierzu gibt es bereits Ansätze in den Landesplanungsgesetzen (siehe dazu den Exkurs zum 
ReGerecht-Projekt). 

Obwohl raumordnungsrechtliche Instrumente zur Umsetzung des Ziels der gleichwertigen 
Lebensverhältnisse vorhanden sind, werden diese in der Effektivität ihrer Anwendung durch 
defizitäre Regelungen des ROG eingeschränkt, namentlich durch das Fehlen von gesetzlichen 
Festlegungen von Indikatoren, Mindeststandards und Mindestwerten als Maßstäbe für die 
Anwendung des vorliegenden Auftrags zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse. 

C.3 Umweltgerechtigkeit als Bestandteil gleichwertiger Lebensverhältnisse 

Anforderungen an die Umweltqualität spielen trotz des Staatsziels Umweltschutz und der 
Erwähnung der Umweltbedingungen im Raumordnungsbericht sowie im ROG in den 
gegenwärtigen Debatten um gleichwertige Lebensverhältnisse kaum eine Rolle. Daher stellt sich 
die Frage, ob und inwieweit Umweltgerechtigkeit für die Betrachtung und Bewertung des Grads 
der Erfüllung von gleichwertigen Lebensverhältnissen relevant sein kann. 

Umweltgerechtigkeit kann Unterschiedliches meinen: 

► Umweltgerechtigkeit kann zum einen verstanden werden als Umweltnutzung bzw. 
Umweltverbrauch in den Leitplanken der planetary boundaries. Hier geht es um 
Gerechtigkeit für die Umwelt, also um die Erhaltung basaler Ökosystemfunktionen, nicht 
zuletzt auch im Interesse nachhaltiger Ökosystemleistungen. Konzepte, die sich in diesem 
Sinne auf Umweltgerechtigkeit berufen, sind politische Konzepte von Ecological Justice, 
Planetary Boundaries und dauerhaft umweltgerechte Entwicklung.  

► Umweltgerechtigkeit wird aber auch als Teilhabe- und Belastungsgerechtigkeit verstanden. 
Hierbei geht es um eine faire Verteilung der unvermeidbaren Umweltbelastungen (z. B. 
Verteilung der Raumlast der Windenergie). Zudem nimmt der faire Zugang zu 
umweltbezogenen Leistungen eine zentrale Rolle ein. Diese Diskussion spielt insbesondere 
in urbanen Räumen eine Rolle (Entfernungen zu öffentlichen Grün- und Blauräumen). Der 
Teilhabe- und Belastungsgerechtigkeitsansatz speist sich historisch aus dem US-
amerikanischen Environmental Justice-Ansatz. 

Das Ecological Justice-Konzept ist (fach-)rechtlich klar adressiert, während das Environmental 
Justice-Konzept demgegenüber eine im Wesentlichen lediglich reflexhafte Anerkennung 
erfahren hat (z. B. durch Etablierung akzeptanzfördernder Konzepte und Instrumente, was u. a. 
bei der Windenergie deutlich wird, bspw. zuletzt BVerfG, Beschl. v. 23.3.2022 – MV). 

Die Einbeziehung der Umweltqualität in die für die Gleichwertigkeitsbeurteilung relevanten 
Lebensverhältnisse stellt sich als unproblematisch dar, da ein Rechtsrahmen für Umweltqualität 
bereits vorhanden ist. Die Einbeziehung der Verteilungsgerechtigkeit im Sinne einer Belastungs- 
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und Leistungsgerechtigkeit wurde hingegen bislang wenig thematisiert und wenn doch, dann 
primär mit Fokus auf Stadträume. 

Dabei sollten Umweltlasten einen Platz im Rahmen der Gleichwertigkeitsbeurteilung finden, und 
zwar zwingend, soweit diese unvereinbar mit den Umweltqualitätszielen und –normen sind, und 
zumindest erwägenswert, soweit die Risiken, Kosten und Nutzen in signifikanter Weise räumlich 
auseinanderfallen. Letzteres ist z. B. beim Ausbau der Windenergie der Fall. Raumlasten der 
Energiewende, und dabei exemplarisch Probleme beim Ausbau der Windenergie, eignen sich 
somit als geeignetes Anwendungsfeld für die Anerkennung einer besonderen Umweltlast. 

C.4 Voraussetzungen und Erfolgsbedingungen für eine umweltgerechte räumliche 
Steuerung 

Im Rahmen des Vorhabens „Stadt&Land“ wurden Schwerpunktthemen und Umweltziele auch im 
Sinne von Umweltgerechtigkeit definiert (siehe Tabelle 2). Um eine umweltgerechte räumliche 
Steuerung in diesen Schwerpunktthemen erfolgreich gestalten zu können, müssen vor dem 
Hintergrund von „Recht und Gerechtigkeit“ bestimmte Voraussetzungen und 
Erfolgsbedingungen erfüllt werden. 

► Es muss ein Rechtsrahmen für Umweltqualitätsziele auf fachgesetzlicher Ebene geschaffen 
werden. 

► Ein leistungsfähiges System der Raumbeobachtung, auch im Sinne einer 
Umweltbeobachtung, muss etabliert werden. 

► Es ist notwendig, Umweltgerechtigkeit als einen Maßstab der gleichwertigen 
Lebensverhältnisse anzuerkennen. Hierfür ist es aber relevant, zum einen Mindeststandards 
für den Zugang zu Umweltressourcen (wie Ökosystemleistungen und Grün- und 
Blauräumen) zu definieren und zum anderen neue Aufgaben zu nutzen, um jene Zugänge zu 
verbessern. Beispiele hierfür könnten die Anpassung an den Klimawandel und die Negative-
Immissionen-Politik sein, die einen natürlichen Klimaschutz verwirklichen soll 
(Aktionsprogramm Natürlicher Klimaschutz des BMUV) und Negative Emission 
Technologies (NETs) einsetzt. 

► Die Möglichkeiten der Partizipation an umweltfachplanerischen Zielplanungen müssen 
genutzt werden. 

► Die Raumplanung sollte für die vorsorgende Sicherung von Flächen zur Herstellung von 
Umweltgerechtigkeit und ggf. zur Korrektur umweltfachplanerischer Zielsetzungen genutzt 
werden 

► Die Finanz- und Personalausstattung von Stadt- und Raumplanung muss aufgabengerecht 
gestaltet werden.  

► Auch der Ausbau der Partizipationsmöglichkeiten sowie der Zugang zu Gerichten sind 
Voraussetzung für eine umweltgerechte räumliche Steuerung. 
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C.5 Fazit 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass für eine Stärkung der räumlichen Gerechtigkeit 
(bzw. regionalen Gerechtigkeit) Festlegungen über Mindeststandards räumlicher 
Versorgungsleistungen benötigt werden. Richtet man den Blick auf die Umweltqualität, werden 
diese Mindeststandards wesentlich über staatliche Gesetzgebung zur Verfügung gestellt. Anders 
ist dies jedoch beim Zugang zu Ressourcen, insbesondere dem Zugang zu Grün- und 
Blauräumen. Hierfür braucht es die räumliche Planung und finanzielle Mittel zur deren 
Durchsetzung. Es eröffnen sich also neue Aufgaben, daraus resultieren aber auch neue 
Möglichkeiten für die Raumordnung und Stadtentwicklung: So können insbesondere die 
Anpassung an den Klimawandel und die Politik des natürlichen Klimaschutzes (NETS) genutzt 
werden, um die nötige Finanzausstattung hierfür zu bekommen. 


